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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1981 Ausgegeben am 31. Juli 1981 147. Stück

3 6 3 . Abkommen zwischen der Republik Österreich, den Vereinten Nationen und der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation über den den Vereinten Nationen und der
Internationalen Atomenergie-Organisation gemeinsamen Amtssitzbereich im In-
ternationalen Zentrum Wien
(NR: GP XV RV 612 AB 707 S. 73. BR: AB 2334 S. 411.)

3 6 4 . Abkommen zwischen der Republik Österreich, den Vereinten Nationen und der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation über die Errichtung und Verwaltung eines Ge-
meinsamen Fonds zur Finanzierung größerer Reparaturen und Erneuerungen in
deren Amtssitzen im Internationalen Zentrum Wien samt Notenwechseln
(NR: GP XV RV 613 AB 708 S. 73. BR: AB 2335 S. 411.)

365. Abkommen zwischen der Republik Österreich und den Vereinten Nationen über den Amts-
sitz der Organisation der Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung und
anderer Ämter der Vereinten Nationen im Internationalen Zentrum Wien samt
Notenwechsel
(NR: GP XV RV 610 AB 705 S. 73. BR: AB 2332 S. 411.)

3 6 6 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Internationalen Atomenergie-Organi-
sation über den Amtssitz der Internationalen Atomenergie-Organisation im Inter-
nationalen Zentrum Wien
(NR: GP XV RV 611 AB 706 S. 73. BR: AB 2333 S. 411.)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH, DEN VEREINTEN
NATIONEN UND DER INTERNATIO-
NALEN ATOMENERGIE-ORGANISA-
TION ÜBER DEN DEN VEREINTEN
NATIONEN UND DER INTERNATIO-
NALEN ATOMENERGIE-ORGANISA-
TION GEMEINSAMEN AMTSSITZBE-
REICH IM INTERNATIONALEN ZEN-

TRUM WIEN

In Anbetracht des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
über den Amtssitz der Organisation der Verein-
ten Nationen für Industrielle Entwicklung vom
13. April 1967 (im folgenden „das UNIDO-Amts-
sitzabkommen" genannt);

In Anbetracht des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über den Amtssitz der
Internationalen Atomenergie-Organisation vom
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11. Dezember 1957 (im folgenden „das IAEO-
Amtssitzabkommen" genannt);

In der Erwägung, daß die Bundesregierung der
Republik Österreich (im folgenden „die Regie-
rung" genannt), den Vereinten Nationen und der
Internationalen Atomenergie-Organisation (im
folgenden „die Organisationen" genannt), die ge-
meinschaftliche Benützung des Grundstückes, der
Gebäude und Einrichtungen in dem Bereich (im
folgenden „der gemeinsame Bereich" genannt),
der in dem Abkommen zwischen der Regierung,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über den gemeinsamen
Amtssitzbereich vom 28. September 1979 um-
schrieben wird, angeboten hat und die Organisa-
tionen dieses Angebot angenommen haben;

Sind die Republik Österreich und die Organi-
sationen wie folgt übereingekommen:

Artikel I

Das Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen im Internatio-
nalen Zentrum Wien und das Abkommen zwi-
schen der Republik Österreich und der Interna-
tionalen Atomenergie-Organisation über den
Amtssitz der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation im Internationalen Zentrum Wien, die
beide am 19. Jänner 1981 abgeschlossen wurden,
finden sinngemäß auf den gemeinsamen Bereich
Anwendung. Wo in den jeweiligen, in diesem
Artikel zitierten Abkommen auf die Vereinten
Nationen oder die Internationale Atomenergie-
Organisation Bezug genommen wird, sind, soweit
dies anwendbar ist, für Zwecke dieses Abkom-
mens die Organisationen gemeinschaftlich zu ver-
stehen.

Artikel II

Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen der
Regierung auf der einen Seite und den Organisa-
tionen auf der anderen über die Auslegung oder
die Anwendung dieses Abkommens, welche nicht
im Verhandlungsweg oder nach einem anderen
einvernehmlich festgelegten Verfahren beigelegt
werden, sind zur endgültigen Entscheidung einem
aus drei Schiedsrichtern zusammengesetzten
Schiedsgericht zu unterbreiten: von diesen ist
einer vom Bundesminister für Auswärtige Ange-
legenheiten der Republik Österreich, einer ge-
meinsam von den Leitern der Organisationen und
der dritte, der als Vorsitzender des Schiedsgerich-



147. Stück — Ausgegeben am 31. Juli 1981 — Nr. 363 1725

tes fungieren soll, von den beiden ersten Schieds-
richtern auszuwählen. Können die beiden ersten
Schiedsrichter innerhalb der nächsten sechs
Monate nach ihrer Ernennung keine Einigung
hinsichtlich des dritten Schiedsrichters erzielen,
so wird dieser dritte Schiedsrichter auf Ersuchen
der Regierung oder einer der Organisationen vom
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes
ausgewählt.

Artikel III

Dieses Abkommen tritt im Verhältnis zu den
Vereinten Nationen oder der Internationalen
Atomenergie-Organisation im Falle eines Außer-
krafttretens des entsprechenden Amtssitzabkom-
mens außer Kraft. In diesem Falle werden die
verbleibenden Vertragsparteien einander konsul-
tieren, um zu entscheiden, ob dieses Abkommen
zwischen ihnen vorbehaltlich irgendwelcher erfor-
derlicher Änderungen in Kraft bleibt.

Artikel IV

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem
die Regierung den Organisationen mitteilt, daß
die für das Inkrafttreten erforderlichen verfas-
sungsmäßigen Voraussetzungen erfüllt sind.

Geschehen in Wien, am 19. Jänner 1981, in
dreifacher Urschrift in deutscher und englischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Vereinten Nationen:

Helmut Debatin m. p.

Untergeneralsekretär für Verwaltung, Finanzen
und Verwaltungsorganisation

Für die Internationale Atomenergie-Organisation:

Sigvard Eklund m. p.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. IV des vorstehenden Abkommens vorgesehenen Mittei-
lung wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; der
Staatsvertrag tritt gemäß derselben Bestimmung am 1. Oktober 1981 in Kraft.

Kreisky
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364.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Notenwechseln wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich, den Vereinten Nationen und der Interna-
tionalen Atomenergie-Organisation über die Errichtung und Verwaltung eines Gemeinsamen
Fonds zur Finanzierung größerer Reparaturen und Erneuerungen in deren Amtssitzen im

Internationalen Zentrum Wien samt Notenwechseln

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH, DEN VEREINTEN
NATIONEN UND DER INTERNATIO-
NALEN ATOMENERGIE-ORGANISA-
TION ÜBER DIE ERRICHTUNG UND
VERWALTUNG EINES GEMEINSAMEN
FONDS ZUR FINANZIERUNG GRÖS-
SERER REPARATUREN UND ERNEUE-
RUNGEN IN DEREN AMTSSITZEN IM
INTERNATIONALEN ZENTRUM WIEN

In Anbetracht des Umstandes, daß die Bun-
desregierung der Republik Österreich (im fol-
genden „die Regierung" genannt), die Vereinten
Nationen (im folgenden „VN" genannt) und
die Internationale Atomenergie-Organisation
(im folgenden „IAEO" genannt) den Wunsch
haben, einen Gemeinsamen Fonds zum Zwecke
der Bestreitung der Auslagen für größere Repara-
turen und Erneuerungen in den Amtssitzen der
Organisationen im Internationalen Zentrum
Wien zu errichten;

Sind die Republik Österreich, die VN und die
IAEO (im folgenden „die Vertragsparteien" ge-
nannt) wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien errichten hiemit einen Ge-
meinsamen Fonds zum Zwecke der Bestreitung
der Kosten für größere Reparaturen und Erneue-
rungen von Gebäuden, Anlagen und technischen
Installationen, die sich im Eigentum der Regie-
rung befinden und Bestandteil der Amtssitzbe-
reiche bilden, die in den Abkommen über die
gemeinsamen Amtssitzbereiche und die entspre-
chenden Amtssitze der IAEO, der Organisation
der Vereinten Nationen für Industrielle Entwick-
lung und anderer Ämter der VN vom 28. Sep-
tember, 20. September und 28. September 1979
festgelegt wurden.

Artikel 2

(1) Unter entsprechender Berücksichtigung der
Grundsätze:

a) daß die VN und die IAEO auf eigene
Kosten für den sachgemäßen Betrieb und
die angemessene Wartung der Gebäude und
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Anlagen und der darin befindlichen Installa-
tionen, die Bestandteil der Amtssitzbereiche
bilden, verantwortlich sind; ebenso für
kleinere Reparaturen und Erneuerungen
mit dem Zweck, diese in einwandfreier Be-
triebsfähigkeit zu erhalten; ferner für Re-
paraturen und Erneuerungen, die durch un-
sachgemäßen Betrieb und durch unzurei-
chende Wartung notwendig werden können;
und

b) daß die Regierung auf eigene Kosten Re-
paraturen und Erneuerungen an Gebäuden,
Anlagen und Installationen durchführt, die
durch höhere Gewalt oder durch fehlerhaf-
tes Material, fehlerhafte Planung oder feh-
lerhafte Arbeit, die im Verantwortungsbe-
reich der Regierung gelegen sind, notwendig
werden;

wird eine Reparatur oder eine Erneuerung ange-
sehen als:

(i) eine größere, wenn sie nicht wiederkeh-
render Natur ist, wobei auch ihre
Kosten berücksichtigt werden, und die
Wirkung hat, die Lebensdauer wesent-
licher Bestandteile von Gebäuden, An-
lagen und technischen Installationen,
die Teil der Amtssitzbereiche bilden, zu
erneuern oder bedeutend zu verlän-
gern;

(ii) eine kleinere, wenn sie wiederkehren-
der Natur und notwendig ist, um wäh-
rend der Lebensdauer die einwandfreie
Betriebsfähigkeit von Gebäuden, An-
lagen und technischen Installationen,
die Teil der Amtssitzbereiche bilden,
sicherzustellen.

(2) Für Zwecke dieses Artikels werden sich die
Regierung, die VN und die IAEO auf eine vor-
läufige Liste der wesentlichen Bestandteile einigen,
welche sie im Lichte der Erfahrung abändern
können.

Artikel 3

(1) Jede Vertragspartei trägt US-$ 33.333,—
pro Kalenderjahr zu dem Gemeinsamen Fonds
bei; der Betrag ist im Jänner zu bezahlen.

(2) Ausgaben für größere Reparaturen und Er-
neuerungen in irgendeinem Kalenderjahr werden
in gleichen Teilen von den Vertragsparteien im
darauffolgenden Jahr dem Fonds unter der Be-
dingung rückerstattet, daß

a) weder die VN noch die IAEO in irgend-
einem Kalenderjahr verhalten sind, eine
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Gesamtzahlung gemäß diesem und dem vor-
hergehenden Absatz von mehr als je
US-$ 225.000,— zu leisten, und

b) die Regierung von dem Betrag, welchen sie
als ihren Anteil gemäß diesem Absatz zu
zahlen hat, den Betrag, den sie im vorher-
gehenden Jahr gemäß Absatz (3) bevor-
schußt hat, abziehen kann.

(3) Die Regierung bevorschußt den Teil der
Kosten von in irgendeinem Kalenderjahr durch-
geführten größeren Reparaturen und Erneuerun-
gen, welcher die finanziellen Mittel des Gemein-
samen Fonds in jenem Jahr übersteigt. Der Vor-
schuß wird im Jahr der Kostenentstehung in den
Gemeinsamen Fonds eingezahlt.

Jedenfalls kommt die Regierung für denjeni-
gen Teil der Kosten in irgendeinem. Kalenderjahr
auf, der über die finanziellen Verbindlichkeiten
der VN und der IAEO hinausgeht.

(4) Einnahmen, die durch Anlage von Mitteln
des Fonds entstehen sowie sonstige Einnahmen,
wie Preisnachlässe und allfällige Schenkungen,
fallen dem Gemeinsamen Fonds für den in Arti-
kel 1 erwähnten Zweck zu.

Artikel 4

Der Gemeinsame Fonds wird mit 1. Jänner
1981 wirksam.

Artikel 5

(1) Die Verfügungsgewalt über den Gemein-
samen Fonds steht den Vertragsparteien gemein-
schaftlich zu. Ein Gemeinsamer Ausschuß ver-
waltet den Gemeinsamen Fonds.

(2) Der Ausschuß entscheidet im besonderen auf
der Grundlage von in Artikel 2 enthaltenen Kri-
terien, ob eine Reparatur oder eine Erneuerung
als eine größere Reparatur oder Erneuerung, die
vom Fonds finanziert wird, anzusehen ist. Wei-
ters entscheidet der Ausschuß über Antrag einer
Vertragspartei auf Grund von technischen und
wirtschaftlichen Überlegungen, ob eine Repara-
tur oder wahlweise eine Erneuerung mit Aus-
wirkung auf den Gemeinsamen Fonds durchge-
führt wird. Der Ausschuß entscheidet auch über
Anlage von Mitteln des Gemeinsamen Fonds,
über die Vorgangsweise bei Verwendung der Mit-
tel und bei der Buchhaltung.

(3) Der Ausschuß besteht aus je einem Vertreter
der Vertragsparteien, die Berater zuziehen kön-
nen.

(4) Der Ausschuß gibt sich seine eigene Ge-
schäftsordnung. Beschlüsse benötigen die Zustim-
mung aller Vertragsparteien.



147. Stück — Ausgegeben am 31. Juli 1981 — Nr. 364 1729

Artikel 6

Meinungsverschiedenheiten, die aus der Ver-
waltung des Gemeinsamen Fonds sowie aus der
Auslegung oder Durchführung dieses Abkom-
mens entstehen, werden dem Streitschlichtungs-
verfahren in der gleichen Weise zugeführt, wie es
in dem Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen im Internatio-
nalen Zentrum Wien vom 19. Jänner 1981 sowie
im Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Internationalen Atomenergie-
Organisation über den Amtssitz der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation vom 11. De-
zember 1957 festgelegt ist.

Artikel 7

Die Obergrenze der jährlichen finanziellen
Verbindlichkeiten der VN und der IAEO gemäß
Artikel 3, Absatz 2 lit. a wird durch die Ver-
tragsparteien nach fünf Jahren des Bestehens des
Gemeinsamen Fonds im Lichte der Erfahrung bei
der Durchführung dieses Abkommens und/oder
im Lichte vereinbarter Pläne für größere Repara-
turen und Erneuerungen überprüft.

Artikel 8

(1) Zehn Jahre nach Inkrafttreten dieses Ab-
kommens werden die Vertragsparteien die Bedin-
gungen, unter welchen der Gemeinsame Fonds
weiterbestehen soll, überprüfen. Dabei wird auf
die Grundsätze, daß eine Obergrenze für die
jährlichen Verbindlichkeiten der VN und der
IAEO besteht und daß diese Obergrenze der
Abänderung unterliegt, entsprechend Bedacht ge-
nommen.

(2) Zu jenem Zeitpunkt und danach in fünfjäh-
rigen Abständen werden die Vertragsparteien
nötigenfalls die Obergrenze abändern, um die
Erfahrung in der Durchführung dieses Abkom-
mens, im besonderen die tatsächlichen Kosten
für größere Reparaturen und Erneuerungen,
vereinbarte Pläne für größere Reparaturen und
Erneuerungen, Preissteigerungen und Wechsel-
kursschwankungen zu berücksichtigen.

(3) Dieses Abkommen tritt im Verhältnis zu
den VN oder der IAEO im Falle eines Außer-
krafttretens des entsprechenden Sitzabkommens
vom 19. Jänner 1981 außer Kraft. Im Falle einer
derartigen Beendigung werden die verbleibenden
Vertragsparteien einander konsultieren, um zu
entscheiden, ob das Abkommen zwischen ihnen,
vorbehaltlich erforderlicher Änderungen, in
Kraft bleibt.
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Artikel 9

Dieses Abkommen tritt mit 1. Jänner 1981 in
Kraft, vorbehaltlich einer Mitteilung der Regie-
rung an die VN und die IAEO, daß das von der
österreichischen Bundesverfassung vorgesehene
Verfahren abgeschlossen wurde.

Geschehen in Wien, am 19. Jänner 1981, in
dreifacher Urschrift in deutscher und englischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver-
bindlich ist.

Für die Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Vereinten Nationen:

Helmut Debatin m. p.

Untergeneralsekretär für Verwaltung, Finanzen
und Verwaltungsorganisation

Für die Internationale Atomenergie-Organisation:

Sigvard Eklund m. p.

Der Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 19. Jänner 1981

Sehr geehrter Herr Generalsekretär!

Ich beehre mich, auf das heute unterfertigte
Abkommen zwischen der Republik Österreich,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über die Errichtung
und Verwaltung eines Gemeinsamen Fonds zur
Finanzierung von größeren Reparaturen und Er-
neuerungen in deren Amtssitzen im Internatio-
nalen Zentrum Wien Bezug zu nehmen.

Das obgenannte Abkommen enthält in Arti-
kel 6 eine Bestimmung über die Streitschlichtung,
die folgenden Wortlaut hat:

"Meinungsverschiedenheiten, die aus der Ver-
waltung des Gemeinsamen Fonds sowie aus der
Auslegung oder Durchführung dieses Abkommens
entstehen, werden dem Streitschlichtungsverfah-
ren in der gleichen Weise zugeführt, wie es in dem
Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz
der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung und anderer Ämter der
Vereinten Nationen im Internationalen Zentrum
Wien vom 19. Jänner 1981 sowie im Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation über den
Amtssitz der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation vom 11. Dezember 1957 festgelegt ist."

Es ist die Auffassung der österreichischen Re-
gierung, daß für den Fall, daß eine Meinungs-

verschiedenheit dem Streitschlichtungsverfahren
im Einklang mit der obgenannten Bestimmung
zugeführt wird, die folgende Vorgangsweise An-
wendung findet:

1. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen allen Vertragsparteien würde bezüglich der
Zusammensetzung des Schiedsgerichtes die gleiche
Vorgangsweise Anwendung finden wie in Arti-
kel II des heute unterzeichneten Abkommens
zwischen der Republik Österreich, den Vereinten
Nationen und der Internationalen Atomenergie-
Organisation über den den Vereinten Nationen
und der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion gemeinsamen Amtssitzbereich im Internatio-
nalen Zentrum Wien festgelegt ist.

2. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen der Republik Österreich auf der einen Seite
und den Vereinten Nationen oder der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation auf der anderen
würde die in Artikel XIII des heute unterzeich-
neten Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen im Internationa-
len Zentrum Wien bzw. die in Abschnitt 51 des
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion über den Amtssitz der Internationalen
Atomenergie-Organisation vom 11. Dezember
1957 niedergelegte Vorgangsweise zur Anwen-
dung kommen.

Sollte diese Auffassung von den Vereinten
Nationen geteilt werden, beehre ich mich vorzu-
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schlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Antwort ein Abkommen zwischen der Republik
Österreich und den Vereinten Nationen darstel-
len, vorbehaltlich einer nachfolgenden gesonder-
ten Mitteilung an Sie über die Durchführung
des von der österreichischen Bundesverfassung
vorgesehenen Verfahrens.

Eine gleichlautende Note wird an die Inter-
nationale Atomenergie-Organisation gerichtet.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr General-
sekretär, den Ausdruck meiner vorzüglichsten
Hochachtung.

Willibald P. Pahr

S.E.
Herrn Dr. Kurt Waldheim
Generalsekretär der
Vereinten Nationen
New York

(Übersetzung)
VEREINTE NATIONEN

Wien, am 19. Jänner 1981

Sehr geehrter Herr Bundesminister!

Der Generalsekretär hat mich beauftragt, auf
Ihre Note vom 19. Jänner 1981 Bezug zu neh-
men, die in englischer Übersetzung folgenden
Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, auf das heute unterfertigte
Abkommen zwischen der Republik Österreich,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über die Errichtung
und Verwaltung eines Gemeinsamen Fonds zur
Finanzierung von größeren Reparaturen und Er-
neuerungen in deren Amtssitzen im Internatio-
nalen Zentrum Wien Bezug zu nehmen.

Das obgenannte Abkommen enthält in Arti-
kel 6 eine Bestimmung über die Streitschlichtung,
die folgenden Wortlaut hat:

,Meinungsverschiedenheiten, die aus der Ver-
waltung des Gemeinsamen Fonds sowie aus der
Auslegung oder Durchführung dieses Abkom-
mens entstehen, werden dem Streitschlichtungs-
verfahren in der gleichen Weise zugeführt, wie es
in dem Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen im Internatio-
nalen Zentrum Wien vom 19. Jänner 1981 sowie
im Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion über den Amtssitz der Internationalen
Atomenergie-Organisation vom 11. Dezember
1957 festgelegt ist.'

Es ist die Auffassung der österreichischen Re-
gierung, daß für den Fall, daß eine Meinungs-
verschiedenheit dem Streitschlichtungsverfahren
im Einklang mit der obgenannten Bestimmung
zugeführt wird, die folgende Vorgangsweise An-
wendung findet:
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1. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen allen Vertragsparteien würde bezüglich der
Zusammensetzung des Schiedsgerichtes die gleiche
Vorgangsweise Anwendung finden, wie in Arti-
kel II des Abkommens zwischen der Republik
Österreich, den Vereinten Nationen und der
Internationalen Atomenergie-Organisation über
den den Vereinten Nationen und der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation gemeinsamen
Amtssitzbereich im Internationalen Zentrum
Wien festgelegt ist.

2. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen der Republik Österreich auf der einen Seite
und den Vereinten Nationen oder der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation auf der anderen
würde die in Artikel XIII des heute unterzeich-
neten Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen im Internationa-
len Zentrum Wien bzw. die in Abschnitt 51 des
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion über den Amtssitz der Internationalen
Atomenergie-Organisation vom 11. Dezember
1957 niedergelegten Vorgangsweise zur Anwen-
dung kommen.

Sollte diese Auffassung von den Vereinten
Nationen geteilt werden, beehre ich mich vor-
zuschlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Antwort ein Abkommen zwischen der Republik
Österreich und den Vereinten Nationen darstel-
len, vorbehaltlich einer nachfolgenden gesonder-
ten Mitteilung an Sie über die Durchführung
des von der österreichischen Bundesverfassung
vorgesehenen Verfahrens.

Eine gleichlautende Note wird an die Interna-
tionale Atomenergie-Organisation gerichtet."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Ver-
einten Nationen diesem Vorschlag zustimmen und
daß Ihre Note und diese Antwortnote ein Ab-
kommen zwischen den Vereinten Nationen und
der Republik Österreich darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die er-
neute Versicherung meiner höchsten Wertschät-
zung.

Helmut Debatin m. p.

Untergeneralsekretär für Verwaltung, Finanzen
und Verwaltungsorganisation

S.E.
Herrn Dr. Willibald P a h r
Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien
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Der Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 19. Jänner 1981

Sehr geehrter Herr Generaldirektor.!

Ich beehre mich, auf das heute unterfertigte
Abkommen zwischen der Republik Österreich,
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über die Errichtung
und Verwaltung eines Gemeinsamen Fonds zur
Finanzierung von größeren Reparaturen und Er-
neuerungen in deren Amtssitzen im Internatio-
nalen Zentrum Wien Bezug zu nehmen.

Das obgenannte Abkommen enthält in Arti-
kel 6 eine Bestimmung über die Streitschlichtung,
die folgenden Wortlaut hat:

„Meinungsverschiedenheiten, die aus der Ver-
waltung des Gemeinsamen Fonds sowie aus der
Auslegung oder Durchführung dieses Abkommens
entstehen, werden dem Streitschlichtungsverfah-
ren in der gleichen Weise zugeführt, wie es in dem
Abkommen zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amtssitz
der Organisation der Vereinten Nationen für
Industrielle Entwicklung und anderer Ämter der
Vereinten Nationen im Internationalen Zentrum
Wien vom 19. Jänner 1981 sowie im Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation über den
Amtssitz der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation vom 11. Dezember 1957 festgelegt ist."

Es ist die Auffassung der österreichischen Re-
gierung, daß für den Fall, daß eine Meinungsver-
schiedenheit dem Streitschlichtungsverfahren im
Einklang mit der obgenannten Bestimmung zu-
geführt wird, die folgende Vorgangsweise An-
wendung findet:

1. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen allen Vertragsparteien würde bezüglich der
Zusammensetzung des Schiedsgerichtes die gleiche
Vorgangsweise Anwendung finden, wie in Arti-
kel II des heute unterzeichneten Abkommens
zwischen der Republik Österreich, den Vereinten

Nationen und der Internationalen Atomenergie-
Organisation über den den Vereinten Nationen
und der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion gemeinsamen Amtssitzbereich im Internatio-
nalen Zentrum Wien festgelegt ist.

2. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen der Republik Österreich auf der einen Seite
und den Vereinten Nationen oder der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation auf der anderen
würde die in Artikel XIII des heute unterzeich-
neten Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen im Internatio-
nalen Zentrum Wien bzw. die in Abschnitt 51
des Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation über den Amtssitz der Internationalen
Atomenergie-Organisation vom 11. Dezember
1957 niedergelegte Vorgangsweise zur Anwen-
dung kommen.

Sollte diese Auffassung von der Internationalen
Atomenergie-Organisation geteilt werden, beehre
ich mich vorzuschlagen, daß diese Note und Ihre
bestätigende Antwort ein Abkommen zwischen
der Republik Österreich und der Internationalen
Atomenergie-Organisation darstellen, vorbehalt-
lich einer nachfolgenden gesonderten Mitteilung
an Sie über die Durchführung des von der öster-
reichischen Bundesverfassung vorgesehenen Ver-
fahrens.

Eine gleichlautende Note wird an die Ver-
einten Nationen gerichtet.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr General-
direktor, den Ausdruck meiner vorzüglichsten
Hochachtung.

Willibald P. Pahr

Herrn
Dr. Sigvard E k l u n d
Generaldirektor der
Internationalen Atomenergie-Organisation
Wien

(Übersetzung)
INTERNATIONALE ATOMENERGIE-ORGANI-
SATION

Wien, am 19, Jänner 1981

Sehr geehrter Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, auf Ihre Note vom 19. Jänner
1981 Bezug zu nehmen, die in englischer Über-
setzung folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, auf das heute unterfertigte
Abkommen zwischen der Republik Österreich,
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den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über die Errichtung
und Verwaltung eines Gemeinsamen Fonds zur
Finanzierung von größeren Reparaturen und Er-
neuerungen in deren Amtssitzen im Internatio-
nalen Zentrum Wien Bezug zu nehmen.

Das obgenannte Abkommen enthält in Arti-
kel 6 eine Bestimmung über die Streitschlichtung,
die folgenden Wortlaut hat:

,Meinungsverschiedenheiten, die aus der Ver-
waltung des Gemeinsamen Fonds sowie aus der
Auslegung oder Durchführung dieses Abkom-
mens entstehen, werden dem Streitschlichtungs-
verfahren in der gleichen Weise zugeführt, wie es
in dem Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Industrielle Entwicklung und anderer
Ämter der Vereinten Nationen im Internatio-
nalen Zentrum Wien vom 19. Jänner 1981 sowie
im Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion über den Amtssitz der Internationalen
Atomenergie-Organisation vom 11. Dezember
1957 festgelegt ist.'

Es ist die Auffassung der österreichischen Re-
gierung, daß für den Fall, daß eine Meinungs-
verschiedenheit dem Streitschlichtungsverfahren
im Einklang mit der obgenannten Bestimmung
zugeführt wird, die folgende Vorgangsweise An-
wendung findet:

1. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen allen Vertragsparteien würde bezüglich der
Zusammensetzung des Schiedsgerichtes die gleiche
Vorgangsweise Anwendung finden, wie in Arti-
kel II des Abkommens zwischen der Republik
Österreich, den Vereinten Nationen und der In-
ternationalen Atomenergie-Organisation über den
den Vereinten Nationen und der Internationalen
Atomenergie-Organisation gemeinsamen Amts-
sitzbereich im Internationalen Zentrum Wien
festgelegt ist.

2. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen der Republik Österreich auf der einen
Seite und den Vereinten Nationen oder der In-
ternationalen Atomenergie-Organisation auf der
anderen würde die in Artikel XIII des heute
unterzeichneten Abkommens zwischen der Re-
publik Österreich und den Vereinten Nationen
über den Amtssitz der Organisation der Ver-
einten Nationen für Industrielle Entwicklung
und anderer Ämter der Vereinten Nationen im
Internationalen Zentrum Wien bzw. die in Ab-
schnitt 51 des Abkommens zwischen der Re-
publik Österreich und der Internationalen Atom-
energie-Organisation über den Amtssitz der
Internationalen Atomenergie-Organisation vom
11. Dezember 1957 niedergelegten Vorgangs-
weise zur Anwendung kommen.
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Sollte diese Auffassung von der Internationa-
len Atomenergie-Organisation geteilt werden,
beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese Note
und Ihre bestätigende Antwort ein Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation darstellen,
vorbehaltlich einer nachfolgenden gesonderten
Mitteilung an Sie über die Durchführung des
von der österreichischen Bundesverfassung vor-
gesehenen Verfahrens.

Eine gleichlautende Note wird an die Ver-
einten Nationen gerichtet."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Inter-
nationale Atomenergie-Organisation diesem Vor-
schlag zustimmt und daß Ihre Note und diese
Antwortnote ein Abkommen zwischen der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation und der
Republik Österreich darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die
Versicherung meiner höchsten Wertschätzung.

Sigvard Eklund m. p.

Generaldirektor

S.E.
Herrn Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten
Bundesministerium für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. 9 des vorstehenden Abkommens vorgesehenen Mittei-
lung wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Ver-
tragswerk ist gemäß derselben Bestimmung am 1. Jänner 1981 in Kraft getreten.

Kreisky

365
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Notenwechsel wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich und den Vereinten Nationen über den Amts-
sitz der Organisation der Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung und anderer

Ämter der Vereinten Nationen im Internationalen Zentrum Wien samt Notenwechsel

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DEN VEREIN-
TEN NATIONEN ÜBER DEN AMTSSITZ
DER ORGANISATION DER VEREIN-
TEN NATIONEN FÜR INDUSTRIELLE
ENTWICKLUNG UND ANDERER ÄM-
TER DER VEREINTEN NATIONEN IM
INTERNATIONALEN ZENTRUM WIEN

In Anbetracht des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und den Vereinten Natio-
nen über den Amtssitz der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung
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vom 13. April 1967 (im folgenden „das Amts-
sitzabkommen" genannt);

In der Erwägung, daß die Bundesregierung der
Republik Österreich (im folgenden „die Regie-
rung" genannt), den Vereinten Nationen die Be-
nützung des Grundstückes, der Gebäude und
Einrichtungen in dem Bereich (im folgenden
„Amtssitzbereich" genannt), der in dem Abkom-
men zwischen der Regierung und den Vereinten
Nationen über den Amtssitz der Organisation
der Vereinten Nationen für Industrielle Entwick-
lung und anderer Ämter der Vereinten Nationen
vom 28. September 1979 umschrieben wird, an-
geboten hat und die Vereinten Nationen dieses
Angebot angenommen haben;

Sind die Republik Österreich und die Verein-
ten Nationen (im folgenden „die Vertragspar-
teien" genannt) wie folgt übereingekommen:

Artikel I

(1) Die Vereinten Nationen haben das Recht,
den Amtssitzbereich für eine Zeitdauer von neun-
undneunzig Jahren, beginnend mit 1. September
1979, entsprechend den in der Satzung der Ver-
einten Nationen festgelegten Zwecken und Auf-
gaben und im Einklang mit den Bestimmungen
des Amtssitzabkommens und dieses Abkommens
zu benützen. Insbesondere können die Vereinten
Nationen im Amtssitzbereich Tagungen, ein-
schließlich internationaler Konferenzen, Seminare,
Arbeitstreffen und Tagungen aller Organe der
Vereinten Nationen und nachgeordneter Stellen
abhalten. Jedes Gebäude in Wien oder außerhalb
Wiens, das zeitweilig im Einvernehmen mit der
Regierung für derartige Tagungen benützt wird,
gilt als zeitweilig in - den Amtssitzbereich ein-
bezogen. Auf alle diese Tagungen wird das Amts-
sitzabkommen sinngemäß angewendet.

(2) Unbeschadet des oben genannten Rechtes
der Vereinten Nationen bleibt die Regierung
Eigentümerin des Amtssitzbereiches.

Artikel II

Die Vereinten Nationen zahlen der Regierung
für das Recht der Benützung des Amtssitzbe-
reiches den Betrag von einem österreichischen
Schilling pro Jahr, welcher jährlich im vorhinein
während der Dauer der Benützung und erst-
malig am 1. Jänner 1980 fällig wird.

Artikel III

Die Vereinten Nationen können nach entspre-
chenden Konsultationen mit der Regierung im
Amtssitzbereich internationalen staatlichen und
nichtstaatlichen Organisationen Raum für
Zwecke, die im Zusammenhang mit der Tätig-
keit der Vereinten Nationen stehen, zur Ver-
fügung stellen.
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Artikel IV

(1) Wenn beide Vertragsparteien einverstanden
sind, können die Vereinten Nationen im Amts-
sitzbereich Raum an jede physische oder juristi-
sche Person, welche den Vereinten Nationen oder
ihren Angestellten Dienste leistet, mietweise
überlassen.

(2) Die Miete, die von den Vereinten Nationen
von solchen physischen oder juristischen Perso-
nen eingehoben wird, richtet sich nach den ge-
schäftsüblichen Sätzen für vergleichbaren Büro-
raum und wird zur Gänze an die Regierung
überwiesen.

(3) Die oben erwähnte Miete enthält keine
Wartungs- und Betriebskosten. Diese sind an die
Vereinten Nationen zu zahlen.

Artikel V

(1) Änderungen in bezug auf irgendeines der
Gebäude, die Teil des Amtssitzbereiches sind und
die entweder eine Veränderung der Baustruktur
oder des architektonischen Erscheinungsbildes zur
Folge haben können, können von den Vereinten
Nationen auf eigene Kosten und ohne Recht auf
Kostenersatz nur nach vorheriger Zustimmung
durch die Regierung vorgenommen werden.

(2) Andere Änderungen an den Gebäuden oder
Anlagen, die Teil des Amtssitzbereiches sind, kön-
nen die Vereinten Nationen auf ihre Kosten und
ohne Recht auf Kostenersatz vornehmen.

Artikel VI

Die Vereinten Nationen sind ab 1. September
1979 auf eigene Kosten für den sachgemäßen Be-
trieb und die angemessene Wartung der Gebäude
und Anlagen und der darin befindlichen Installa-
tionen, die Bestandteil des Amtssitzbereiches bil-
den, verantwortlich; ebenso für kleinere Repara-
turen und Erneuerungen mit dem Zweck, diese in
einwandfreier Betriebsfähigkeit zu erhalten; fer-
ner für Reparaturen und Erneuerungen, die
durch unsachgemäßen Betrieb und durch unzu-
reichende Wartung notwendig werden können.

Artikel VH

Die Regierung führt auf eigene Kosten Repara-
turen und Erneuerungen an Gebäuden, Anlagen
und Installationen durch, die durch höhere Ge-
walt oder durch fehlerhaftes Material, fehler-
hafte Planung oder fehlerhafte Arbeit, die im
Verantwortungsbereich der Regierung gelegen
sind, notwendig werden.

Artikel VIII

Die Art und Weise der Bestreitung der Kosten
für größere Reparaturen und Erneuerungen von
Gebäuden, Anlagen und technischen Installatio-
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nen, die sich im Eigentum der Regierung befin-
den und Bestandteil des Amtssitzbereiches bilden,
sind Gegenstand eines gesonderten Abkommens
zwischen den Vertragsparteien.

Artikel IX

Unbeschadet der Bestimmungen des Abschnit-
tes 12 lit. c des Amtssitzabkommens treffen die
Vereinten Nationen auf Ersuchen die erforderli-
chen Vorkehrungen, um von der Regierung gehö-
rig bevollmächtigten Personen das Betreten des
Amtssitzbereiches zu ermöglichen, um Gebäude
bzw. Anlagen und Installationen innerhalb des
Amtssitzbereiches zu überprüfen, und zwar in
einer Weise, daß dadurch die Durchführung der
Aufgaben der Vereinten Nationen nicht über
Gebühr gestört wird.

Artikel X

(1) Die Vereinten Nationen und die zustän-
digen österreichischen Behörden arbeiten im Hin-
blick auf den Zusammenhang zwischen der Auf-
rechterhaltung einer wirksamen Sicherheit inner-
halb und in unmittelbarer Umgebung des Amts-
sitzbereiches eng zusammen.

(2) Die Vereinten Nationen konsultieren bei
der Erstellung ihrer Sicherheitsvorschriften und
-verfahren die Regierung, um dadurch die wirk-
samste und zweckmäßigste Ausübung der Sicher-
heitsaufgaben zu erreichen.

Artikel XI

Haben die Vereinten Nationen einen Versiche-
rungsvertrag abgeschlossen, um ihre Haftung für
vom Amtssitzbereich ausgehende Schäden zu dek-
ken, die juristische oder physische Personen, die
nicht Angestellte der Vereinten Nationen sind,
erleiden, so kann jeder Anspruch betreffend die
Haftung der Vereinten Nationen für solche
Schäden unmittelbar gegen den Versicherer vor
österreichischen Gerichten geltend gemacht wer-
den; dies ist im Versicherungsvertrag vorzusehen.

Artikel XU

Sollten die Vereinten Nationen den Amtssitz-
bereich aufgeben, so übergeben sie den Amts-
sitzbereich in so gutem Zustand, wie es die na-
türliche Abnützung erlaubt, an die Regierung,
wobei jedoch die Vereinten Nationen nicht ver-
halten sind, den Amtssitzbereich in der Form
und Beschaffenheit wieder herzustellen, wie er vor
einem Umbau oder einer Veränderung, die von
den Vereinten Nationen oder der Regierung in
Übereinstimmung mit diesem Abkommen allen-
falls vorgenommen wurden, bestand.

Artikel XIII

(1) Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen
der Regierung und den Vereinten Nationen über
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die Auslegung oder die Anwendung dieses Ab-
kommens, welche nicht im Verhandlungsweg oder
nach einem anderen einvernehmlich festgelegten
Verfahren beigelegt werden, sind zur endgültigen
Entscheidung einem aus drei Schiedsrichtern zu-
sammengesetzten Schiedsgericht zu unterbreiten;
von diesen ist einer vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten der Republik Österreich,
einer vom Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen und der dritte, der als Vorsitzender des
Schiedsgerichtes fungieren soll, von den beiden
ersten Schiedsrichtern auszuwählen. Können die
beiden ersten Schiedsrichter innerhalb von sechs
Monaten nach ihrer Ernennung keine Einigung
hinsichtlich des dritten Schiedsrichters erzielen, so
wird dieser dritte Schiedsrichter auf Ersuchen der
Regierung oder der Vereinten Nationen vom
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes
ausgewählt.

(2) Die Regierung oder der Generalsekretär
der Vereinten Nationen können die Generalver-
sammlung ersuchen, vom Internationalen Ge-
richtshof ein Gutachten über jede rechtliche Frage,
die sich im Laufe eines solchen Verfahrens ergibt,
anzufordern. Bis zum Einlangen eines solchen
Gutachtens des Gerichtshofes ist eine Zwischen-
entscheidung des Schiedsgerichtes von beiden
Parteien zu beachten. Daraufhin wird das Schieds-
gericht unter Bedachtnahme auf das Gutachten
des Gerichtshofes eine endgültige Entscheidung
fällen.

Artikel XIV

Dieses Abkommen tritt im Falle des Außer-
krafttretens des Amtssitzabkommens außer
Kraft.

Artikel XV

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem
die Regierung den Vereinten Nationen mitteilt,
daß die für das Inkrafttreten erforderlichen ver-
fassungsmäßigen Voraussetzungen erfüllt sind.

Geschehen in Wien, am 19. Jänner 1981, in
zweifacher Urschrift in deutscher und englischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Vereinten Nationen:

Helmut Debatin m. p.

Untergeneralsekretär für Verwaltung, Finanzen
und Verwaltungsorganisation
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(Übersetzung)
VEREINTE NATIONEN

Wien, am 19. Jänner 1981

Sehr geehrter Herr Bundesminister!

Der Generalsekretär hat mich beauftragt, auf
das heute unterfertigte Abkommen zwischen den
Vereinten Nationen und der Republik Österreich
über den Amtssitz der Organisation der Verein-
ten Nationen für Industrielle Entwicklung und
anderer Ämter der Vereinten Nationen im Inter-
nationalen Zentrum Wien Bezug zu nehmen.

Das obgenannte Abkommen enthält im Arti-
kel XIV eine Bestimmung betreffend das Außer-
krafttreten des Abkommens, die folgenden Wort-
laut hat:

„Dieses Abkommen tritt im Falle des Außer-
krafttretens des Amtssitzabkommens außer
Kraft."
In diesem Zusammenhang beehre ich mich, auf

die Verfassung der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung Bezug zu
nehmen, die am 8. April 1979 angenommen
wurde und welche in Kraft treten wird, sobald
die in ihrem Artikel 25 vorgesehenen Bedingun-
gen erfüllt sein werden. Sobald die Verfassung in
Kraft tritt, wird die Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung aufhören,
ein nachgeordnetes Organ der Vereinten Natio-
nen zu sein und wird eine selbständige interna-
tionale Organisation werden. Für diesen Fall
möchte ich die Auffassung der Vereinten Natio-
nen darlegen, daß das Abkommen zwischen den
Vereinten Nationen und der Republik Österreich
über den Amtssitz der Organisation der Verein-
ten Nationen für Industrielle Entwicklung vom
13. April 1967 und das heute unterfertigte Ab-
kommen in Kraft bleiben, bis ein neues Abkom-
men oder Abkommen für andere Ämter der
Vereinten Nationen in Wien abgeschlossen wer-
den.

Sollte diese Auffassung von der Republik
Österreich geteilt werden, beehre ich mich vorzu-
schlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Antwort ein Abkommen zwischen den Vereinten
Nationen und der Republik Österreich darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die er-
neute Versicherung meiner höchsten Wertschät-
zung.

Helmut Debatin m. p.

Untergeneralsekretär für Verwaltung, Finanzen
und Verwaltungsorganisation

S.E.
Herrn Dr. Willibald Pahr
Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten
Wien
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Der Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten

Wien, am 19. Jänner 1981

Sehr geehrter Herr Generalsekretär!

Ich beehre mich, auf die in Ihrem Auftrag an
mich gerichtete Note vom 19. Jänner 1981 Be-
zug zu nehmen, die in deutscher Übersetzung
folgenden Wortlaut hat:

„Der Generalsekretär hat mich beauftragt, auf
das heute unterfertigte Abkommen zwischen den
Vereinten Nationen und der Republik Österreich
über den Amtssitz der Organisation der Verein-
ten Nationen für Industrielle Entwicklung und
anderer Ämter der Vereinten Nationen im Inter-
nationalen Zentrum Wien Bezug zu nehmen.

Das obgenannte Abkommen enthält im Arti-
kel XIV eine Bestimmung betreffend das Außer-
krafttreten des Abkommens, die folgenden
Wortlaut hat:

„Dieses Abkommen tritt im Falle des Außer-
krafttretens des Amtssitzabkommens außer
Kraft."
In diesem Zusammenhang beehre ich mich, auf

die Verfassung der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung Bezug zu
nehmen, die am 8. April 1979 angenommen
wurde und welche in Kraft treten wird, sobald
die in ihrem Artikel 25 vorgesehenen Bedingun-
gen erfüllt sein werden.

Sobald die Verfassung in Kraft tritt, wird die
Organisation der Vereinten Nationen für In-
dustrielle Entwicklung aufhören, ein nachgeord-
netes Organ der Vereinten Nationen zu sein

und wird eine selbständige internationale Orga-
nisation werden. Für diesen Fall möchte ich die
Auffassung der Vereinten Nationen darlegen, daß
das Abkommen zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Republik Österreich über den Amts-
sitz der Organisation der Vereinten Nationen
für Industrielle Entwicklung vom 13. April 1967
und das heute unterfertigte Abkommen in Kraft
bleiben, bis ein neues Abkommen oder Abkom-
men für andere Ämter der Vereinten Nationen
in Wien abgeschlossen werden.

Sollte diese Auffassung von der Republik
Österreich geteilt werden, beehre ich mich vor-
zuschlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Antwort ein Abkommen zwischen den Vereinten
Nationen und der Republik Österreich darstel-
len."

Ich beehre mich zu bestätigen, daß die Re-
publik Österreich diesem Vorschlag zustimmt und
daß Ihre Note und diese Antwortnote ein Ab-
kommen zwischen der Republik Österreich und
den Vereinten Nationen darstellen, vorbehaltlich
einer nachfolgenden gesonderten Mitteilung an
Sie über die Durchführung des von der österrei-
chischen Bundesverfassung vorgesehenen Verfah-
rens.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr General-
sekretär, den Ausdruck meiner vorzüglichsten
Hochachtung.

Willibald P. Pahr
S.E.
Herrn Dr. Kurt Waldheim
Generalsekretär der
Vereinten Nationen
New York

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. XV des vorstehenden Abkommens vorgesehenen Mittei-
lung wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Ver-
tragswerk tritt gemäß derselben Bestimmung am 1. Oktober 1981 in Kraft.

Kreisky

366.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DER INTER-
NATIONALEN ATOMENERGIE-ORGA-
NISATION ÜBER DEN AMTSSITZ DER
INTERNATIONALEN ATOMENERGIE-
ORGANISATION IM INTERNATIONA-

LEN ZENTRUM WIEN

In Anbetracht des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und der Internationalen
Atomenergie-Organisation über den Amtssitz
der Internationalen Atomenergie-Organisation
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vom 11. Dezember 1957 (im folgenden „das.
Amtssitzabkommen" genannt);

In der Erwägung, daß die Bundesregierung
der Republik Österreich (im folgenden „die Re-
gierung" genannt), der Internationalen Atom-
energie-Organisation (im folgenden „IAEO" ge-
nannt), die Benützung des Grundstückes, der
Gebäude und Einrichtungen in dem Bereich (im
folgenden „Amtssitzbereich" genannt), der in
dem Abkommen zwischen der Regierung und
der IAEO über den Amtssitz der IAEO vom
20. September 1979 umschrieben wird, angebo-
ten hat, und die IAEO dieses Angebot ange-
nommen hat;

Sind die Republik Österreich und die IAEO
(im folgenden „die Vertragsparteien" genannt)
wie folgt übereingekommen:

Artikel I

(1) Die IAEO hat das Recht, den Amtssitz-
bereich für eine Zeitdauer von neunundneunzig
Jahren, beginnend mit 1. Oktober 1979, ent-
sprechend den in ihrem Statut festgelegten Zwek-
ken und Aufgaben und im Einklang mit den
Bestimmungen des Amtssitzabkommens und die-
ses Abkommens zu benützen.

(2) Unbeschadet des oben genannten Rechtes
der IAEO bleibt die Regierung Eigentümerin
des Amtssitzbereiches.

Artikel II

Die IAEO zahlt der Regierung für das Recht
der Benützung des Amtssitzbereiches den Betrag
von einem österreichischen Schilling pro Jahr,
welcher jährlich im vorhinein während der Dauer
der Benützung und erstmalig am 1. Jänner 1980
fällig wird.

Artikel III

Die IAEO kann nach entsprechenden Kon-
sultationen mit der Regierung im Amtssitzbe-
reich internationalen staatlichen und nichtstaat-
lichen Organisationen Raum für Zwecke, die
im Zusammenhang mit der Tätigkeit der IAEO
stehen, zur Verfügung stellen.

Artikel IV

(1) Wenn beide Vertragsparteien einverstan-
den sind, kann die IAEO im Amtssitzbereich
Raum an jede physische oder juristische Person,
welche der IAEO oder ihren Angestellten Dienste
leistet, mietweise überlassen.

(2) Die Miete, die von der IAEO von solchen
physischen oder juristischen Personen eingeho-
ben wird, richtet sich nach den geschäftsüblichen
Sätzen für vergleichbaren Büroraum und wird
zur Gänze an die Regierung überwiesen.

(3) Die oben erwähnte Miete enthält keine
Wartungs- und Betriebskosten. Diese sind an die
IAEO zu zahlen.
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Artikel V

(1) Änderungen in bezug auf irgendeines der
Gebäude, die Teil des Amtsskzbereiches sind
und die entweder eine Veränderung der Bau-
struktur oder des architektonischen Erscheinungs-
bildes zur Folge haben können, können von der
IAEO auf eigene Kosten und ohne Recht auf
Kostenersatz nur nach vorheriger Zustimmung
durch die Regierung vorgenommen werden.

(2) Andere Änderungen an den Gebäuden oder
Anlagen, die Teil des Amtssitzbereiches sind,
kann die IAEO auf ihre Kosten und ohne Recht
auf Kostenersatz vornehmen.

Artikel VI

Die IAEO ist ab 1. Oktober 1979 auf eigene
Kosten für den sachgemäßen Betrieb und die an-
gemessene Wartung der Gebäude und Anlagen
und der darin befindlichen Installationen, die
Bestandteil des Amtssitzbereiches bilden, verant-
wortlich; ebenso für kleinere Reparaturen und
Erneuerungen mit dem Zweck, diese in ein-
wandfreier Betriebsfähigkeit zu erhalten; ferner
für Reparaturen und Erneuerungen, die durch
unsachgemäßen Betrieb und durch unzureichende
Wartung notwendig werden können.

Artikel VII

Die Regierung führt auf eigene Kosten Re-
paraturen und Erneuerungen an Gebäuden, An-
lagen und Installationen durch, die durch höhere
Gewalt oder durch fehlerhaftes Material, fehler-
hafte Planung oder fehlerhafte Arbeit, die im
Verantwortungsbereich der Regierung gelegen
sind, notwendig werden.

Artikel VIII

Die Art und Weise der Bestreitung der Kosten
für größere Reparaturen und Erneuerungen von
Gebäuden, Anlagen und technischen Installatio-
nen, die sich im Eigentum der Regierung be-
finden und Bestandteil des Amtssitzbereiches bil-
den, sind Gegenstand eines gesonderten Ab-
kommens zwischen den Vertragsparteien.

Artikel IX

Unbeschadet der Bestimmungen des Abschnit-
tes 12 lit. c des Amtssitzabkommens trifft die
IAEO auf Ersuchen die erforderlichen Vorkeh-
rungen, um von der Regierung gehörig bevoll-
mächtigten Personen das Betreten des Amtssitz-
bereiches zu ermöglichen, um Gebäude bzw. An-
lagen und Installationen innerhalb des Amtssitz-
bereiches zu überprüfen, und zwar in einer
Weise, daß dadurch die Durchführung der Auf-
gaben der IAEO nicht über Gebühr gestört
wird.



1744 147. Stück — Ausgegeben am 31. Juli 1981 — Nr. 366

Artikel X

(1) Die IAEO und die zuständigen österrei-
chischen Behörden arbeiten im Hinblick auf den
Zusammenhang zwischen der Aufrechterhaltung
einer wirksamen Sicherheit innerhalb und in un-
mittelbarer Umgebung des Amtssitzbereiches eng
zusammen.

(2) Die IAEO konsultiert bei der Erstellung
ihrer Sicherheitsvorschriften und -verfahren die
Regierung, um dadurch die wirksamste und
zweckmäßigste Ausübung der Sicherheitsauf-
gaben zu erreichen.

Artikel XI

Hat die IAEO einen Versicherungsvertrag ab-
geschlossen, um ihre Haftung für vom Amts-
sitzbereich ausgehende Schäden zu decken, die
juristische oder physische Personen, die nicht
Angestellte der IAEO sind, erleiden, so kann
jeder Anspruch betreffend die Haftung der IAEO
für solche Schäden unmittelbar gegen den Ver-
sicherer vor österreichischen Gerichten geltend
gemacht werden; dies ist im Versicherungsver-
trag vorzusehen.

Artikel XII

Sollte die IAEO den Amtssitzbereich aufge-
ben, so übergibt sie den Amtssitzbereich in so
gutem Zustand, wie es die natürliche Abnützung
erlaubt, an die Regierung, wobei jedoch die IAEO
nicht verhalten ist, den Amtssitzbereich in der
Form und Beschaffenheit wieder herzustellen,
wie er vor einem Umbau oder einer Verände-
rung, die von der IAEO oder der Regierung
in Obereinstimmung mit diesem Abkommen
allenfalls vorgenommen wurden, bestand.

Artikel XIII

Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen der
IAEO und der Regierung über die Auslegung
oder Anwendung dieses Abkommens werden in
Übereinstimmung mit Abschnitt 51 des Amts-
sitzabkommens beigelegt werden.

Artikel XIV

Dieses Abkommen tritt im Falle des Außer-
krafttretens des Amtssitzabkommens außer
Kraft.

Artikel XV

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach dem Tag in Kraft, an dem
die Regierung der IAEO mitteilt, daß die für
das Inkrafttreten erforderlichen verfassungs-
mäßigen Voraussetzungen erfüllt sind.
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Geschehen in Wien, am 19. Jänner 1981, in
zweifacher Urschrift in deutscher und englischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Internationale Atomenergie-Organisation:

Sigvard Eklund m. p.

Die Ermächtigung zur Abgabe der in Art. XV des vorstehenden Abkommens vorgesehenen Mittei-
lung wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Ab-
kommen tritt gemäß derselben Bestimmung am 1. Oktober 1981 in Kraft.

Kreisky
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